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Zurzeit wird die 1. Mai-Feier von verschiedenen Organisationen unter Leitung des DGB auch für die 
Stadt Bitterfeld-Wolfen vorbereitet. In diesem Jahr steht der 1. Mai unter dem Motto: 

„ARBEIT FÜR ALLE BEI FAIREM LOHN!“  

Das Ziel, welches das Motto vorgibt, ist nur durch einen hartnäckigen Kampf zu erreichen. Vertreter 
unserer Partei beteiligen sich an der Vorbereitung der Kundgebung und des anschließenden 
Programms.   

Betrachtungen zum 1. Mai 
Von Jürgen Riedel 

kein Aprilscherz: frostpolitische 
Hartz-IV-Parteien finden sich demokratisch 

ein Arbeiter immer häufiger  
nicht nur im Juli ein Kuli  

zerknülltes Grundrecht Menschenwürde 

in bundesdeutscher Konzernokratie 
der kleine Mann immer häufiger  

nicht nur im August dummer August 

                    (hier weiter) 

nicht nur im Oktober tobt sich 
Profitgier aus  

demoliert Demokratie 

mit geballter Energie Kampf gegen 
novembertriste Trustherrschaft 

Zertreter von Volksinteressen im Parlament!  
Wappenadler fühlt sich gerupft 

Kurzinformationen aus dem Kreis- und Ortsverband  
27. Jan. 2009, 
11:00 Uhr in 
Holzweißig  

Mitglieder unserer Partei – Klaus Grabarits, Klaus Fettig, Jürgen Keil, 
Günther Lidke und Dietmar Mengel - gedachten gemeinsam mit 
anderen Bürgern aus der Stadt Bitterfeld-Wolfen am Gedenkstein in 
der Nähe des Rathauses der Opfer des Faschismus und des Krieges.  

29. Jan. 2009, 
17:00 Uhr in 
Köthen  

Vertreter der Basisgruppen, der Orts- und Stadtverbände des Kreis-
verbandes diskutierten zum Thema „Vorbereitung der Wahlen 2009“ 
und berieten mit Corinna Pilatzki über die Arbeit mit der zentralen 
Mitgliederdatei.   

 

4. Februar 2009 
ab 09:00 Uhr 
in Bitterfed-Wolfen 
und Sandersdorf 

MdB Jan Korte weilte in Bitterfeld-Wolfen und in Sandersdorf. Er sprach mit Besuchern und 
Markttreibenden des Bitterfelder Marktes. Danach diskutierte er im Bürgerbüro mit Unter-
nehmern. Jan Korte informierte über die derzeitigen Konjunkturpakete und hörte sich die 
Probleme der kleinen und mittleren Unternehmen an. 
Besonders erfreulich war der Besuch der Markttreibenden, welche ihm dankten für die Hilfe 
bei der Verhinderung der „Einführung zur Begrenzung des Marktsortiments auf den 
Wochenmärkten in Wolfen-Nord und Bitterfeld“.  
Anschließend traf sich Jan Korte mit Vertretern der MIDEWA und besuchte den Sportverein 
„Union“ in Sandersdorf. Die Vereinsführung zeigte Sportanlagen und erläuterte das 
Vereinslebens. Jan Korte sprach sich lobend über die gute Jugendarbeit aus.  

19. Feb. 2009, ab 
10:30 bzw. 15:00  
Uhr in Köthen bzw. 
Bitterfeld-Wolfen 

Jan Korte (MdB) führte gemeinsam mit der Fraktionsjuristin Halina Wawzyniak einen Hartz-
IV-Info-Tag durch. Betroffene konnten ihre persönlichen und juristischen Probleme mit 
Halina Wawzyniak bereden. Die Informationen von ihr waren für die Ratsuchenden  äußerst 
wichtig.   

8. Mrz. 2009, 
15:00 Uhr in 
Köthen  

Die zentrale Frauentagsfeier des Kreisverbandes Anhalt-Bitterfeld unserer Partei DIE LINKE 
fand im Hotel „Stadt Köthen“ (Friedrich-Ebert-Str. 22) statt. Genossinnen und Freundinnen 
des gesamten Landkreises, welche an der erfolgreichen Entwicklung der LINKEN mitgewirkt  
haben, waren recht herzlich eingeladen.   
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Programmdebatte mit Birke Bull, MdL 
Von Renate Kühl �

Am 12. Januar 2009 fand in 
Köthen eine Diskussion zum 
Stand der Erarbeitung eines 
neuen Programmentwurfs der 
LINKEN mit der Genossin 
Birke Bull, MdL, statt. Birke 
Bull ist Mitglied der 16-
köpfigen Programmkommis-
sion, welche durch den Par-

teivorstand gewählt wurde. Sie berichtete zum 
Stand der Arbeit wie folgt: 

Zurzeit gibt es nur die „Programmatischen Eck-
punkte“. Diese sind in einem intensiven Diskus-
sionsprozess innerhalb der Gemeinsamen Pro-
grammgruppe von Linkspartei.PDS und WASG 
entstanden. Es lagen bereits 2-3 Entwürfe eines 
neuen Programms vor, diese wurden aber wieder 
verworfen. 

Die Erarbeitung eines neuen Programms der 
LINKEN gestaltet sich als schwieriger Prozess. 
Während die Genossen der ehemaligen WASG 
weitaus protestfreundlicher  als die ehemaligen 
Mitglieder der Linkspartei.PDS sind, sind wiederum 
die Genossen der ehemaligen Linkspartei.PDS 
gestaltungsfreundlicher  –  sie sind für den 
„Umbau bei laufendem Betrieb“. Erschwerend 
kommt der Beginn des Wahlkampfes hinzu. 

Es ergeben sich eine Reihe von Fragen und 
Problemen, die ausdiskutiert werden müssen, um 
zu Aussagen zu gelangen, die dann von allen 
getragen werden können. 

In 10 Punkten gibt es Uneinigkeit, Birke Bull ging 
auf einige strittige Themen ein. Meist formulierte 
sie diese in der Frageform: 
·  In welcher Gesellschaft leben wir? Welche Chancen 

und  Risiken hat  der Kapitalismus bzw. hat die Glo-  
 

balisierung? Ist der Kapitalismus in der Krise? 
·  Aus der sozialen Marktwirtschaft ist eine finanzge-

triebene Wirtschaft entstanden. Die Strukturen werden 
kaum durchschaut. Sind wir in der Mitte oder am Ende 
der Fahnenstange? 

·  Es gibt einen unkontrollierten Wettbewerb. Der Wett-
bewerb selbst wird in seinen Strukturen zerstört. 

·  Was gilt der neuen linken Partei als erstrebenswertes 
Verhältnis von zivilgesellschaftlichem Engagement, 
Marktregulation, nationalem Sozialstaat und inter-
nationalen Institutionen (kurz: das Verhältnis von 
Markt, Staat und Zivilgesellschaft)? Die soziale Markt-
wirtschaft hat eine Menge Potentiale – die Chancen 
und Risiken sind abzuwägen. Wie begrenze ich die 
Risiken und wie schöpfe ich die Chancen ab? 

·  Welche Möglichkeiten und Instrumente einer Demo-
kratisierung der Wirtschaft und der Unterwerfung der 
Verfügungsgewalt über Eigentum unter soziale Kri-
terien gibt es? Inwieweit müssen dazu auch kapita-
listische Eigentumsverhältnisse aufgehoben werden? 
Wie soll eine demokratische Steuerung der Grund-
linien wirtschaftlicher Entwicklung realisiert werden? 

·  Ist es ausreichend, eine bedarfsorientierte Grund-
sicherung für Menschen in sozialer Not zu fordern, 
oder ist ein bedingungsloses individuelles Grundein-
kommen als Rechtsanspruch für alle Bürgerinnen und 
Bürger zu verlangen? 

Folgender Zeitplan ist vorgesehen: 
·  Bis Ende 2009 ist die Suche nach gemeinsamen 

Positionen, nach Kompromissen oder das Aufzeigen 
der Streitpunkte vorgesehen.  

·  Im Frühjahr 2010 wird der neue Entwurf vorliegen.  
·  Nach Diskussionen in der Basis erfolgt Ende 2010 die 

Verabschiedung eines neuen Programms . 

Die Genossen in der Diskussionsrunde waren sich 
alle einig darüber, dass es bis zur Fertigstellung 
eines neuen Programms noch großer An-
strengungen bedarf.  

 

 



Hab Dank, lieber Klaus Fettig   
Von Günther Lidke  

In einer Information am 20. Ja-
nuar 2009 hast Du Deinen Rück-
tritt in der Funktion als Vor-
sitzender des Ortsverbandes 
Bitterfeld-Wolfen-Umland erklärt. 

In erster Linie begründest Du 
Deinen Schritt mit dem ver-
schlechterten Sehvermögen, was 

uns allen voll verständlich ist. In 2. Linie weist Du 
auf persönliche Widersprüche zu bestimmten 
inhaltlichen Politikfragen in der Partei DIE LINKE 
hin. Darin stimme ich mit Dir voll überein. 

Hier und heute möchte ich mit meinen Zeilen Deine 
großen Leistungen hervorheben, die Du in Deiner 
52-jährigen aktiven ehrenamtlichen und hauptamt-
lichen (7 Jahre FDJ, 17 Jahre Partei) gesellschaft-
lichen Tätigkeit getan hast.  

Wir beide haben seit 1990 gemeinsam alles getan, 
damit nach der Vereinnahmung der DDR durch die 
kapitalistische  BRD  im  Kreis  Bitterfeld die Partei  

des demokratischen Sozialismus arbeitsfähig ist 
und zu einer starken „Linken“ wird. Darauf können 
wir und alle Genossen, welche mit uns gemeinsam 
kämpften, ganz besonders stolz sein. Aus Deiner 
Biographie geht hervor, dass Du ständig an Deiner 
politischen Weiterbildung gearbeitet hast. 

·  Studium an der Jugendhochschule, 1967 bis 1968 

·  Studium an der BPS in Ballenstedt, 1972 bis 1973 

·  Fernstudium an der Parteihochschule „Karl Marx“ 
in Berlin von 1975 bis 1980 mit dem Abschluss 
„Diplomgesellschaftswissenschaftler“   

Dein großes politisches Wissen haben wir ständig 
gebraucht, um in der Parteiarbeit voranzukommen. 
Du warst ununterbrochen in Funktionen des Kreis-
vorstandes und im Sprecherrat Wolfens tätig. 

Deshalb bedanken sich alle Genossen der Partei 
DIE LINKE dafür und wünschen Dir in Deiner 
weiteren Arbeit speziell des Vereins „Tunnelblick 
e. V.“ gute Erfolge.  

Wir werden ständig mit Dir in Kontakt bleiben.  

Hubertus Knabe für Umbenennung von Straßen  
Von Günther Lidke 

Herr Knabe, Gedenkstättenleiter in Hohenschön-
hausen, und Marianne Birthler, Bundesbeauftragte für 
Stasiunterlagen, fordern uns auf, endlich alle ca. 600 
Ernst-Thälmann-Straßen und Wilhelm-Pieck-Straßen 
umzubenennen. Dies ist nicht seine 1. Attacke. 

Dieser so genannte Historiker übersieht dabei die 
vielen Straßennamen in der alten BRD, wo mein Blut 
in Zorneswallung gerät, wenn ich lese: „Spanische 
Allee“ gewidmet der faschistischen Legion Condor. 
„Afrikanische Straße“ erinnert an das Erbe des 
kaiserlich-deutschen Kolonialregime auf afrikani-
schen Boden und auf Berlins Namenschilder sind die 
Namen von Judenhassern wie Treitschke sowie von 
reaktionären Militärs früherer Zeiten.  

Knabe wundert sich offenbar, dass das, was er 
„Verklärung der SED-Diktatur“ nennt, im Osten nicht 
abnimmt sondern zunimmt. Ihm scheint nicht 
aufzugehen, dass er selber einer der Ursachen ist. 
1959 wurde er in Unna geboren und dort im sorgsam 
bis heute konservierten und täglich aufgefrischten 
antikommunistischen Geist erzogen. Er kommt als 
30-jähriger in den Osten und maßt sich an, darüber 
zu urteilen, wie hier die Menschen lebten. Der 
schönste Lohn wäre für ihn, wenn es dereinst eine 
„Hubertus-Knabe-Straße“ gibt. 

Mögen viele einstige DDR-Bürger den von ihm 
gepredigten Hass die Stirn bieten.  

 

Ritter, Emmi Zörbig, Marienstr. 15 geb. 23.02.1919 90 Jahre 
Remmert, Horst Bitterfeld, Carl-von-Ossietsky-Str. 9 geb. 18.02.1929 80 Jahre 
Hahn, Helmut  Wolfen, Fritz-Heckert-Str. 8  geb. 26.01.1939  70 Jahre  
Mengel, Dietmar  Bitterfeld, Friedensstr. 94  geb. 28.01.1939  70 Jahre  
Grade, Lieselotte  Bitterfeld, Emil-Obst-Str. 13  geb. 31.01.1944  65 Jahre  
Jähring, Wolfgang Wolfen, Raguhner Schleife 3 geb. 11.01.1944 65 Jahre 
Carmona Garcia, Sylvia Wolfen, Bachstr. 21 geb. 07.03.1954 55 Jahre 
 

 Kommunalpolitischer Tag in Greppin  
Von Jürgen Keil 

Am 14. Februar 2009 fand ab 09:30 Uhr im John-
Schehr-Saal von Greppin der erste Kommunalpoli-
tischen Tag der Kommunalvertreter unserer Partei 
DIE LINKE des Landkreises Anhalt-Bitterfeld ge-
meinsam mit Freunden und Sympathisanten der 
Partei statt. Auch Angelika Hunger (MdL) nahm an 
diesem Treffen teil.  

Die Tagung organisierte die Kreistagsfraktion der 
LINKEN und die Fraktion der Partei DIE LINKE im 
Stadtrat Bitterfeld-Wolfen für die Mandatsträger der 
LINKEN und ihre Anhänger und Freunde. Die 
Durchführung des ersten Kommunalpolitischen Ta-
ges folgt einer Tradition aus dem Altkreis Bitterfeld.  

Dagmar Zoschke hielt das Hauptreferat vor etwa 30 
Teilnehmern. Sie nahm Stellung zu vielen Themen, 
die derzeit die LINKEN bewegen. Die Vielfalt der 
Themen reichte von Grundsatzfragen zu kommu-
nalpolitischen Themen, die alle Teil des Wahlpro-
gramms sind. Die anschließende erste Diskus-
sionsrunde leitete Hendrik Rohde, Fraktions-
assistent der KT-Fraktion. Er umriss die anste-
henden Themen zu sozialen, bildungspolitischen 
und wirtschaftlichen Fragen (z. B. verbesserte An-
bindung der Zerbster Region). Ronald Maaß, Vors. 
der KT-Fraktion, sprach über grundsätzliche Ent-
wicklungen (z. B. Verbesserung des finanzpoli-
tischen  Spielraums)  im  Kreis  und  über  die  an- 

stehenden Aufgaben im Kreis. Danach redeten 
Joachim Gülland, Angelika Rommel, Udo Mölle, 
Dietmar Mengel, Angelika Hunger, Günter Herder 
und andere über die Entwicklung der Wirtschaft 
(Solarindustrie, Verarbeitung von Grundprodukten), 
den Kampf gegen Rechts, das Kreiswahlprogramm, 
die Aufgaben des nächsten Mandatsträgertreffens, 
die Stadtentwicklung als soziale und wirtschaftliche 
Frage (Vielseitigkeit beachten), die Klärung von 
Abstimmungsfragen vor Sitzungen, die Verbes-
serung der kommunalen Finanzen und über andere 
Themen. 

Nach einem kleinen Imbiss diskutierten die Teil-
nehmer in fünf Arbeitsgruppen (AGn), um konkrete 
Ergebnisse für die kommunalen Vertretungen zu 
erarbeiten. Die in den fünf AGn behandelten Inhalte 
sind aus der darunter stehenden Tabelle zu 
ersehen.  

Das Gespräch in der AG „Wirtschaft“ war sehr 
vielfältig. Es reichte von Diskussionen zur Struktur 
von Ballungszentren, zum ÖPNV, zur öffentlichen 
Daseinsfürsorge und zu anderen Fragen. Angelika 
Hunger begründete die von der LT-Fraktion vor-
geschlagene Struktur (5 Oberzentren).  

Nach der Mittagspause kam es zu weiteren Dis-
kussionen und zu einer Auswertung der Ergebnisse 
aus den AGn.  

AG Inhalt der AG AG-Leiter / -in 

1 Freitische an Grund- und Sekundarschulen nach Schulgesetz / Zuckertütenfond / 
Kostenabschätzung 

M. Hinze 

2 Kommunalfinanzen (Berechnung / Verteilung zwischen Kreis und Kommunen)  G. Herder 

3 Kommunale Zusammenarbeit von Einzelkämpfern und Fraktionen  R. Maaß 

4 Richtiger Aufbau bzw. Gestaltung des Ortswahlprogramms  H. Poerschke 

5 Landesentwicklungsplan und die Bedeutung für uns / Wirtschaft  A. Hunger 
 

 
 

 
 

 
 

Kandidatenwahl der LINKEN für die Wahl des europäis chen Parlamentes  
Am 28. Februar / 1. März 2009 fand in Essen die Bundesvertreterversammlung zur Bestimmung der Bun-
desliste der LINKEN zu den Europawahlen am 7. Juni 2009 statt. Marina Hinze aus Köthen und Hendrik 
Rohde aus Bitterfeld-Wolfen, vertraten den Kreisverband in Essen. Der Spitzenkandidat ist Lothar Bisky. 
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Wachsende Steuerkraft der Gemeinden führt zu Mehrein nahmen beim Landkreis 
Von Günter Herder   

Fortsetzung von Seite 5 

Ein Vertreter des Finanzkapitals, der Lehrstuhlinha-
ber Prof. Friedrich Thießen für „Investmentbanking“ 
an der TU Chemnitz, erstellte im Herbst 2008 ein 
Gutachten zur Herabsetzung des HARTZ-IV-
Regelsatzes auf Hungerlohnniveau (132,- €/ Mo-
nat). Lehrstuhl und Inhaber desselben werden von 
der Commerzbank finanziert. Welch ein Wunder? 
Eine Bank deren Verluste im Investment-Geschäft 
inzwischen viele Milliarden € betragen. Diese Ver-
luste soll wiederum der so genannte „Steuerzahler“ 
tragen. Das heißt: „Die Herrschenden wollen die 
Verluste jetzt sozialisieren, um die zukünftigen 
Gewinne wieder privatisieren zu können.“  

Mittlerweile haben selbst gemeinste Aussagen oder 
Vorschläge für die Vertreter der Herrschenden 
keine Auswirkungen. Sie behalten in der Regel ihre 
Posten. Viele Debatten in dieser Richtung werden 
vor Wahlen bzw. kurz vor oder in Krisenzeiten an-
gezettelt. Diese Diskussionen dienen der Vorberei-
tung zur Durchführung weiterer unsozialer Maß-
nahmen. Meist werden parallel dazu Debatten zur 
nationalen Sicherheit geführt. Die Legalisierung 
von Telefon-Abhöraktionen und Online-Durch-
suchungen zeigt, dass es nicht nur um die Be-
kämpfung des Terrors geht. Was muss DIE LINKE 
tun, um der Hetze und Diffamierung entgegen zu 
treten. Vor allem sind solidarische gemeinsame 
Aktionen notwendig. Im Mittelpunkt dieser Aktionen 
sollten z. B. folgende Forderungen bzw. Aussagen 
stehen: 
·  Eintreten für den gesetzlichen Mindestlohn (> 8,- €), 

die nächste Gelegenheit ist am 1.Mai, 
·  Ablehnung der faktischen Rechtlosigkeit der ALG-II- 

Betroffenen, 

·  keine Akzeptanz der derzeitigen Einschränkung 
demokratischer Grundrechte, 

·  Beseitigung der Vorbedingungen für Sozialleis-
tungen, Erhöhung sozialer Leistungen (dabei ist 
beides notwendig: Aktionen zur Verbesserung der 
Grundabsicherung sowie Diskussionen zur Entwick-
lung der Vision „Grundeinkommen“, um dieses 
Basiseinkommen zukünftig umsetzen zu können), 

·  Einforderung der sozialen Verpflichtung der Mäch-
tigen entsprechend Grundgesetz „Reichtum ver-
pflichtet“, dazu gehört die Erhöhung der Vermö-
genssteuer für Reiche und der Einkommensteuer für 
sehr hohe Einkommen,  

·  Einführung einer Bürgerversicherung (solidarische 
Beteiligung aller Bürger im erwerbsfähigen Alter an 
der Rentenversicherung),   

·  solidarische Finanzierung der Gesundheitsfürsorge, 
Patientenbehandlung unabhängig vom Einkommen 
bzw. Vermögen, 

·  für gute Arbeit, gute Löhne und gute Renten  

Diese Forderungen sind nicht neu. Zur Umsetzung 
bedarf es aber gemeinsamer Anstrengungen. Die 
Linken müssen sich der derzeitigen undemokra-
tischen und unsozialen Entwicklung energisch 
entgegen stellen. Die Gruppe „Gutzeit“ aus 
Hamburg tut dies mit ihrem Song „Hartz IV“. Im 
Refrain dieses Liedes heißt es:  

„Ein Schrei geht durch das Land.  

Hartz IV macht arm und krank.  

Hartz IV, dass ist nur Dreck.  

Pack mit an –  

der Dreck muss weg,  

pack mit an.“  

Geschichtliche Exkursion Heinz Grote in Wolfen 
Der Mitgestalter des „Schwarzen Kanals“, Heinz 
Grote weilt am 24. März 2009 auf Einladung der 
Regionalgruppe des “RotFuchs“ Förderverein e. V. 
Bitterfeld-Wolfen in Bitterfeld. Die Veranstaltung mit 
ihm findet ab 16:00 Uhr in der Begegnungsstätte 
der Volkssolidarität (An der Sorge 2) statt. Er 
spricht über seine damalige Arbeit an der 
genannten Sendung in der „Auseinandersetzung 
mit dem Imperialismus“. Seine Erkenntnisse und 
Erfahrungen sind für die heutige Zeit nicht nur 
interessant sondern auch lehrreich.  

Die Regionalgruppe des “RotFuchs“ Förderverein 
e. V. Bitterfeld-Wolfen lud zum 24. Februar 2009 
den stellvertretenden Vorsitzenden ihres Vereins - 
Prof. Dr. Götz Dieckmann nach Wolfen ein. Die 
Veranstaltung fand im Kulturhaus der Stadt 
Bitterfeld-Wolfen statt. Er sprach über den 90. 
Jahrestag der Ermordung von Karl Liebknecht und 
Rosa Luxemburg und über die Niederlage der 
Novemberrevolution und die Schlussfolgerungen 
im Kampf aller Linken in der Gegenwart. Aus-
führlich behandelte er die politischen Auswirkungen 
der gegenwärtigen Weltwirtschaftskrise.   

Hinweise gab er zum Kampf gegen Rechts. Zusätz-
lich zur Verurteilung des Faschismus, sei es erfor-
derlich, die Menschen bei ihren alltäglichen Proble-
men zu helfen (z. B. Behörden-Briefe schreiben). 

Herausgeber: „Blickpunkt“      
Die Linke.  Ortsverband Bitterfeld-Wolfen-Umland, 
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       0 34 93  –  40 15 94 

 

Im Mai 2008 legte der 
Landrat dem Kreistag 
einen Haushaltsentwurf 
vor, mit dem keine neuen 
Schulden aufgenommen 
werden sollten. Da aber 
aus den Vorjahren sich ein 
noch abzuarbeitender 
Schuldenberg angehäuft 
hatte, war auch ein Haus-

haltskonsolidierungskon-
zept zu beschließen, mit dem aufzuzeigen ist, wie 
die Altschulden innerhalb der nächsten 8 Jahre 
(bis 2016) auf Null abgebaut werden können. Das 
gelang dem Landrat nicht, obwohl sein Haus-
haltsentwurf bereits eine Kreisumlage steigerung 
(KUL-Steigerung) auf 108% zum Vorjahr vorsah (= 
+ 6.480.967 €). Mit der Besonderheit, dass diese 
Steigerung für die Gemeinden der Altkreise wegen 
der vorher unterschiedlichen KUL-Hebesätze sehr 
unterschiedlich ausfiel. Für Köthen = 106,3 %, für 
Bitterfeld = 107,6 % und für Anhalt-Zerbst = 
114,2 %.  

Äußerst unzufrieden war ich damit, dass der 
neue Landkreis Anhalt-Bitterfeld der Mehrzahl 
seiner Gemeinden und ganz besonders denen 
aus Anhalt Zerbst damit mehr Finanzmittel 
abnimmt, als diese durch vorheriges Steuer-
kraftwachstum an Mehreinnahmen erwirt-
schaftet hatten.  Denn das durchschnittliche der 
KUL-Erhebung zugrunde liegende Steuerkraft-
wachstum lag “nur“ bei 107 %.  Das Konsoli-
dierungskonzept des Landrates sah außerdem 
eine weitere KUL-Steigerung um 2 Mill. € ab 2009 
vor und erreichte mit zahlreichen für uns als LINKE 
unakzeptablen Konsolidierungsmaßnahmen nicht 
einmal den notwendigen Konsolidierungsausgleich 
bis 2016. 

Das bedeutet:   
Keine Genehmigung durch die Kommunalaufsicht 
und in Folge noch schärfere Konsolidierungsauf-
lagen. Angeregt durch zeitnahe Pressemeldungen 
über bundesweites Wirtschaftswachstum befasste 
ich mich mit diesen Feststellungen und deren 
Auswirkungen auf kommunale Steuereinnahmen 
und auf die daraus sich ergebende KUL. Nach 
intensiver Auseinandersetzung mit dem Finanz-
ausgleichsgesetz von Sachsen-Anhalt und vielen 
weiteren Regelungen zu einzelnen  Steuerarten bis 
hin  zum  Länderfinanzausgleich einschließlich der 

Recherche von konkreten Zahlen aus Vorjahren 
erkannte ich, dass dem Landkreis bessere Zeiten 
bevor stehen als mit dem zum Haushalt gehörenden 
Finanzplan des Landrates dargestellt wurde. Nach 
meiner damaligen Überschlagsrechnung hätte der 
Landkreis in 2009 nicht nur  2 Mill.  € Mehr-
einnahmen aus der KUL, sondern mindestens 5 Mill. 
€ und das sogar ohne weitere KUL-Hebesatz-
steigerung. Meine auf Basis dieser Erkenntnis 
gestellten Anträge zur gemeindefreundlicheren 
Reduzierung des KUL-Hebesatzes bei gleichzeitiger 
Streichung von unakzeptablen Konsolidierungs-
maßnahmen und trotzdem deutlich besserem und 
dadurch genehmigungsfähigem Konsolidierungs-
ergebnis wurden alle samt abgelehnt. Ich stand 
ziemlich allein da.  

Erst im Oktober erhielt ich eine zweite Gelegenheit, 
meine Überlegungen in die (wie von mir voraus 
gesagt) zu überarbeitende Haushaltskonsolidierung 
einzubringen. Zu diesem Zeitpunkt war bereits be-
kannt, dass der Landkreis in 2009 nicht nur die von 
mir vorausberechneten mindestens 5 Mill. € sondern 
sogar 7,5 Mill. € Mehreinnahmen allein aus dem 
Steuerkraftwachstum seiner Gemeinden über die 
KUL einnehmen wird. Meine entsprechenden 
Anträge wurden wieder mehrheitlich aber mit im-
merhin fraktionsübergreifend 16 dafür Stimmen ab-
gelehnt. Im Rahmen der Haushaltsberatungen für 
2009 zeigte sich dann, dass der Landrat nicht mehr 
in der Lage war, trotz beabsichtigter weiterer 
Steigerung des KUL-Hebesatzes, einen Haushalt 
ohne Neuverschuldung und auch kein geneh-
migungsfähiges Konsolidierungskonzept zum Abbau 
alter und neuer Schulden vorzulegen.  

Erst in dieser Situation ist es mir dann gelungen, 
meine vorausberechneten Prognosen mehrheits-
fähig in den Finanzplan des Haushaltes 2009 
einfließen zu lassen. Eine weitere Anhebung des 
KUL-Hebesatzes konnte dadurch vermieden 
werden. Den Gemeinden bleiben 2,28 Mill. € 
mehr zur eigenen Verwendung und der 
Landkreis kann bei entsprechend weniger KUL-
Einnahmen sogar einen vorzeitigen Kon-
solidierungsausgleich bis 2014 darstellen.  Als 
positiver Nebeneffekt ergibt sich sowohl bei den 
Gemeinden als auch beim Landkreis, dass 
insbesondere der Druck zur weiteren Re-
duzierung von freiwilligen  (nicht gesetzlich vor-
geschriebenen) Aufgaben deutlich entspannt  
werden konnte. 

Seite 6 Blickpunkt     März 2009 Blickpunkt     März 2009 Seite 3 



Bedingungsloses Grundeinkommen 
Von Martina Römer  

Foto:  Katja Münchow 

Der Arbeitslosenselbsthilfeverein (ALSHV) im Land-
kreis Anhalt-Bitterfeld hatte für den 5. Februar 2009 zu 
einer Vorstellung des Themas „Bedingungsloses 
Grundeinkommen“ mit anschließender Diskussion mit 
Mitgliedern und Interessierten eingeladen. Als Ein-
führung und vorwiegende Informationsquelle zum 
Thema diente das Film-Essay von Daniel Häni und 
Enno Schmidt der Schweizer Initiative „Grundein-
kommen“.  Der geladene Gast Wolfgang Geuitjes ist 
Mitinitiator der bundesweiten AG der LINKEN (er ist 
auch Sprecher der LAG Grundeinkommen), welche für 
die Einführung des bedingungslosen Grundeinkom-
mens eintritt. Der Gast stand auch im Anschluss an 
dem Film zur Verfügung, beantwortete die Fragen und 
diskutierte mit den Anwesenden.  

Anliegen des ALSHV ist es, zur Verbreitung der 
Kenntnisse und Initiativen des Projektes „Grund-
sicherung“ beizutragen, da die derzeit bestehenden 
Regelungen des HARTZ-IV-Gesetzes in keinster 
Weise der Würde des Menschen gerecht werden.  

Die Idee des bedingungslosen Grundeinkommens , 
die  über  die derzeitig  diskutierten „Verbesserungen“ 

von HARTZ IV oder anders genannter Sicherungs-
systeme hinausgeht, sieht als Grundlage einen 
Geldbetrag vor, welcher an jeden Menschen, un-
abhängig von seiner Bedürftigkeit und ohne Be-
dingungen (z. B. keine Nachweise zum Vermögen u. 
a.) gezahlt wird.  Diese Sicherung würde eine exis-
tenzielle Freiheit für Jeden beinhalten und jeden 
Menschen freimachen für selbstbestimmte Tätigkeit 
im selbstgewählten Umfang. Dies bedeutet die Ent-
lastung des Arbeitsmarktes bzw. die Entlastung jedes 
Menschen vom Zwang einer existenzsichernden Ar-
beit und die Entlastung des Staates von schier un-
möglichen Maßnahmen zur Schaffung einer so ge-
nannten Vollbeschäftigung, die in Zeiten der Globa-
lisierung und Technisierung der Welt sowieso Utopie 
ist. 

Andererseits würde die Verantwortung des Ein-
zelnen für sein Tun und seine Lebensab-
sicherung gefordert sowie Eigeninitiative und 
Selbstverwirklichung gefördert. 

Dass selbst bürgerliche Unternehmer sich dieser 
Idee nicht versagen können, zeigt der Chef der DM-
Märkte Götz W. Werner, der ein vehementer Ver-
fechter der Machbarkeit des bedingungslosen Grund-
einkommens ist. Das Zitat von ihm lautet: „Die Würde 
und die Freiheit des Menschen beinhalten das Recht, 
nein sagen zu können. Diese Freiheit hat nur der, 
dessen Existenzminimum gesichert ist. Die For-
derung nach einem bedingungslosen Grundein-
kommen ruht damit auf der zentralen Grundlage 
unserer Verfassung: Die Würde des Menschen ist 
unantastbar. Einkommen ist ein Bürgerrecht.“ 

Keine Verdrängung der Gewalt von Rechts  
Von Günther Lidke 

Am 13.08.2008 habe ich in einer Anfrage an die MZ 
darauf verwiesen, dass der Antigewalttag in Wolfen 
am 06.09.2008 die Gewalt von Rechts nicht in den 
Vordergrund setzte. Die Organisatoren taten empört 
und behaupteten das Gegenteil. 

Am 13.02.2009, 17:00 Uhr fand in Wolfen-Nord auf 
dem Marktplatz ein Aufmarsch von Neonazis statt. 
Was konnte ich feststellen? Die Bevölkerung war nicht 
aufgerufen, gegen den Aufmarsch aufzutreten. Seit 
wann war der Termin bekannt? Präsent war wie 
immer bei solchen Anlässen die Antifa-Jugend, einige 
Mitglieder der Partei DIE LINKE und Mitglieder des 
Frauenzentrums.  

Die Polizei war mit einem Großaufgebot bei einer  
Zahl  von  30 Neonazis aufmarschiert. Maßnahme der 

Polizei: Die Antifa-Jugend sollte auf dem alten Markt 
von Wolfen-Nord hinter der Kaufhalle verbleiben. 
Also weit weg von den Nazis. Die Polizei kon-
zentrierte sich nur auf den Antifa-Block. So erlebt 
man das bei jeder Demonstration der Nazis. 

Ein Bürger sagte dazu: „Die Krawallmacher sind die 
‚Roten’, nicht die Nazis.“ So weit ist es schon! Da hat 
dieser Staat erreicht, dass man nicht die Nazis son-
dern die Gegendemonstranten als das Problem sieht.  
Deshalb muss ich der Antifa danken, dass durch sie 
gezeigt wird, wer wirklich gegen Nazis auftritt. 
In der MZ wird immer wieder aufgerufen, etwas zu 
tun. Ich verweise auf den Artikel „Anhaltend hohe 
Nazigewalt“ vom 23.08.2008. Welche Schluss-
folgerungen werden nun gezogen?  

 

 Offensives Eintreten für linke Forderungen notwendi g! 
Von Jürgen Keil 
Seit Einführung des Hartz-IV-Gesetzes am 1. Ja-
nuar 2005 stieg der Druck auf die Lohn-  und Ge-
haltsempfänger enorm an. Seit dieser Zeit sind in 
vielen Branchen und Arbeitsbereichen die Löhne 
und Gehälter vor allem im unteren Bereich stark 
abgesenkt worden. Vor allem die Einführung des 
„Ein-Euro-Jobs“ , zu dem ein HARTZ-IV-Betrof-
fener zwangsverpflichtet werden kann, erhöht den 
Druck auf die Beschäftigten. Dies führte dazu, dass 
viele Arbeiten einem Wertverfall preisgegeben sind. 
Solange nicht erreicht wird, dass die geleistete 
Arbeit gerecht bewertet und durch eine gerechte 
Bezahlung entlohnt wird, kann diese Tendenz nicht 
aufgehalten werden. Die jetzige Gesellschaft ist 
sehr weit entfernt von der alten gewerkschaftlichen 
Forderung: „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.“  
(Arbeit ist entsprechend der Leistung zu 
entlohnen.)  

Zur derzeitigen Situation trug die HARTZ-Koalition  
(SPD/GRÜNE- Regierung und CDU/ CSU /FDP- 
Opposition) in den Jahren 2003 bis 2004 bei. Sie 
initiierten und führten die HARTZ-Gesetze ein. Sie 
übertrafen sich damals häufig hinsichtlich von Vor-
schlägen zur Veränderung der Sozialgesetze. Sie 
nannten die sozialen Verschlechterungen für die 
abhängig Beschäftigten – scheinheilig – Sozial-
reformen.  

Die Absenkung der realen Löhne und Gehälter er-
folgte seitdem vielfach unbemerkt. Viele kleine und 
mittlere Betriebe entließen einen Teil ihrer Mitar-
beiter, auch langjährige Betriebsangehörige, und 
haben wenig später einen Teil ihrer alten Mitar-
beiter bzw. neue Mitarbeiter unter wesentlich 
schlechteren Bedingungen wieder angestellt. 

Andere Unternehmen nutzen das Angebot der 
Arbeitsagentur (AA) bzw. der ARGE (Arbeitsge-
meinschaft zwischen AA und Landkreisverwaltung). 
Dies heißt Anstellung von Arbeitslosen zu unbe-
zahlten Praktika- und Trainingsmaßnahmen an den 
betrieblichen Anlagen zur angeblichen Förderung 
der „Arbeitsbereitschaft dieser Arbeitslosen“. Diese 
Maßnahmen  (bis zu 3 Monaten)  werden von zahl- 

losen Unternehmen gerne genutzt und dies ist 
verständlich, da die Gewinne der Betriebseigner 
dadurch oft maßlos ansteigen. Die „Praktikanten“ 
führen die gleichen Arbeiten im Betrieb oder in der 
Arbeitsstätte aus, wie die Festangestellten. Ein 
großer Teil dieser „Praktikanten“ erhalten auch 
nach dieser Zeit keine Festanstellung. In der Re-
gion nutzen mittlerweile zahlreiche Unternehmen 
diese Art der Beschäftigung, das heißt, ein 
bestimmter Anteil der Arbeitskräfte sind ständig in 
diesen Betrieben als „Praktikanten“ beschäftigt. 
Das Ansteigen dieser Form der Beschäftigung 
bewirkt, dass die Anzahl der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigten trotz des von den Medien 
bis 09/2008 glorifizierten Aufschwungs stark ge-
sunken ist. Gleichzeitig sind in den letzten Jahren 
die realen Löhne und Gehälter im Durchschnitt 
gesunken und dies trotz Steuersenkung. Im Ge-
gensatz sind dazu die Einnahmen der Reichen und 
Mächtigen durch die großzügigen Steuer-
geschenke stark angestiegen.  

Um zu verhindern, dass sich die Beschäftigten, die 
Arbeitslosen und die Rentner zu gemeinsamen 
Aktionen entschließen, wird von den Herrschenden 
alles unternommen, die genannten Gruppen 
gegeneinander aufzubringen. Dies geschieht auf 
sehr unterschiedliche Art und Weise. Häufig wer-
den Arbeitslose diffamiert, z. B. sei hier an die 
Faulenzer-Debatte unter der Schröder-Regierung 
und an herabwürdigende Vorschläge (z. B. Ratten-
fang zur Aufbesserung der HARTZ-IV-Almosen 
vom FDP-Fraktionsvize im Berliner Abgeord-
netenhaus) erinnert. Die neueste Aussage des 
Vorsitzenden der Jungen Union des Herrn 
Mißfelder besagte: „Erhöhung der Regelsätze ist 
ein Anschubprogramm für die Spirituosen- und 
Tabakindustrie.“ Er schlug vor, Gutscheine statt 
Bargeld auszugeben. Die Aussage des jungen 
Herrn zeigt, dass die Herrschenden die Arbeits-
losen, insbesondere die HARTZ-IV-Betroffenen, als 
verkrachte Existenzen in der Öffentlichkeit dar-
stellen wollen.                        Fortsetzung auf Seite 6 

 
PapyRossa Verlag,  Luxemburger Str. 202,  50937 Köln,  www.papyrossa.de 
Autor: Rolf Verleger, Buchtitel: Israels Irrweg, Eine jüdische Sicht,  
ISBN  978-3-89438-394-7, Preis: 12,90 Euro   
Aktualisierte Neuauflage enthält neue Kapitel zum Krieg gegen Gaza.  
Rolf Verleger, Mitglied im Direktorium des Zentralrats der Juden, möchte mit seinen Buch dazu 
beitragen, dass wieder Gerechtigkeit und Nächstenliebe im Mittelpunkt stehen. Er beschreibt 
seine eigenen jüdischen Wurzeln und umreißt die Entwicklung bis zur derzeitigen Politik Israels, 
deren vorbehaltlose Unterstützung durch deutsche Politiker hält er für falsch.    
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